
·:t 90 der Beilagen zu den stellographis{;hen P·rotokollen des'Nationalrates VII. GP. 

Bericht 
des Finanz- und Budgetausschusses 

über die R~gierungsvorlage (161 der Bei­
"Jagen): Bundesgesetz über die Bereinigung 
. -östeneichischer : Auslandstitel (Auslandstitel­

. Bereinigungsgesetz). 

Vom 25. November bis 6. Dezember 1952 fand 
in Rom eine internationale Konferenz statt, 
deren Aufgabe es war, zwischenstaatliche Ver­
einbarungen darüber vorzubereiten, in welcher 
Weise die Republik österreich die - im Inter­
esse ihrer Kreditwürdigkeit gelegene - Wieder­
aufnahme des Schuldendienstes für die österrei­
chischen Auslandsanleihen aus der Zeit vor 1938 
zu bewerkstelligen in der Lage ist. Die getrof­
fenen Abmachungen sehen eine leichtere Ab­
stattung der Zahlungen vor, welche österreich 
auf Grund der bei der Aufnahme von Anleihen 
in der Zeit vor 1938 eingegangenen V erpflich­
tungen zukommen. 

Bis zum Jahre 1938 ist die österreichische 
Finanzverwaltung ihren Auslandsverpflichtungen 
stets pünktlich und lückenlos nachgekommen. 
Nach der Besetzung österreichs durch das Deut­
sche Reich hat die' deutsche Reichsschuldenver­
waltung mit dieser Art der Behandlung von 
Auslandsverpflichtungen gebrochen und die Ver­
antwortlichkeit für die österreichischen Staats­
schulden grundsätzlich abgelehnt. österreich 
stand im Jahre 1945 nach der Wiedererlangung 
seiner Freiheit vor der Tatsache, daß der Sehul­
denstand gegenüber dem Jahre 1938 nicht nur 
unverändert blieb, sondern daß auch Rückstände 
angewachsen w,aren. Deutschland ließ sich nach 
langwierigen 'verhandlungen dazu herbei, die 
Zinsen- und Tilgungsfrage für die Zeit von 1938 
bis 1945 zu bereinigen. 

Den übereinkommen, welche bei der eingangs 
erwähnten Konferenz von R:om in Aussicht ge­
nommen wurden, liegen folgende Prinzipien 
zugrunde: 

1. österreich wird jeder Verantwortlichkeit 
für Leistungen aus Verpflichtungen, die in der 

Zeit vom 13\ März 1938 bis 8. Mai 1945,"fällig 
wurden,. enthoben . 

2. Die Gläubigerstaatenhaben -zur Ken:ntnis 
genommen, daß -Österreich Schritte inder Rich­
tung einer Wertpapierbereinigung unternehmen 
wird und daß Österreich die Bedienung nur für 
solche Wertpapiere übernimmt, die im Zuge des 
in Aussicht .. genommenen ·:Wertpapierbereini­
gungsverfahrens die österreichische Anerkennung 
gefunden haben. 

3. Eine Belastung des Staatsbudgets 1953 oder 
von Budgets der Länder und Gemeinden für 
1953 findet nicht statt. 

4. Die Gesamtrückstände gegenüber denjenigen 
Garantiernächten, die ihre Garantieverpflich­
tungen erfüllt haben, werden durch ein Pauschal­
abkommen, welches die Bezahlung einer Pausch­
summe in ansteigenden Jahresraten in einem 
Zeitraum von 25 Jahren ohne Zinsen vorsieht, 
geregelt. Die vereinbarte Pauschalsumme von 
165 Millionen Schilling repräsentiert nur 
28'5 v. H. der sich aus diesen Rückständen er­
gebenden Belastung. 

5. Der laufende Dienst der Anleihereste wird 
mit reduzierten Zinsen und bei Erstreckung der 
Laufzeit aufgenommen. 

Schon die Tatsache allein, daß sich österreich 
bereit erklärt hat, in Verhandlungen über seine 
Vorkriegsschulden einzutreten, hat sich für das 
österreichische Ansehen günstig ausgewirkt und 
einen günstigen Einfluß auf die Intensivierung 
der Wirtschafts beziehungen österreichs zum 
Ausland ,gehabt. Es ist zu erwarten, daß die 
Aufnahme des Anleihedienstes nicht nur neue 
Kreditquellen erschließen, sondern auch die für 
den Wiederaufbau notwendigen guten Bezie­
hungen zum Ausland intensivieren wird. 

Der unter Nr: 161 der Beilagen von der Bun­
desregierung vorgelegte Gesetzentwurf soll die 
Wertpapierbereinigung ermöglichen, von welcher 
Punkt 2 der oben angeführten, dem römischen 
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übereinkommen zugrunde liegenden Prinzipien 
handelt. Die Notwendigkeit einer Wertpapier­
bereinigung der österreichischen Äuslandstitel ist 
damit zu erklären, daß durch die Kriegs- und 
Nachkriegsereignisse die Wertpapier bestände 
österreichischer Schuldverschreibungen, die auf 
ausländische Währung lauten, in Unordnung be­
ziehungsweise in Verlust geraten sind. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat bei 
seiner Beratung und Beschlußfassung über den 
vorliegenden Gesetzentwurf am 7. Dezember 
1953 keine wesentliche Veränderung an der Re­
gierungsvorlage vorgenommen. Es kann daher 
bezüglich der Art und Weise, in der die Be­
reinigung erfolgen soll,' auf die Regierungsvor­
lage mit ihren erläuternden Bemerkungen ver­
wiesen werden. 
, . Im § '10 wurde das Datum des Inkrafttretens 
des Gesetzes mit 1. Jänner 1954 festgesetzt. 

Ferner erschien es dem Ausschuß zweckmäßig, 
bei den im Anhang' zum Gesetz angeführten 
Anleihen, falls' .der Text der Schuldverschrei­
bungen dieser Anleihen nicht in deutscher 
Sprache abgefaßt ist, in Klammer auch die ent­
sprechende Bezeichnung der Anleihe' in der 

Dr. Oberhammer, 
Berichterstatter. 

Sprache des Begebungslandes hinzuzufügen, da­
mit bei Bekanntmachung und Aufruf von 
Schuldverschreibungen dieser Anleihen kein Irr­
tum möglich ist. Die Anführung der 60/0igen 
Pfund-Schuldverschreibungen der Harlander 
Baumwollspinnerei und Zwirnfabriks A. G. 50-

wie der Hollandgulden-Anleihe der Confrater­
nität in Wien wurde über Wunsch der Anleihe­
~chuldner gestrichen, da sich bei diesen Anleihen 
keine Stücke bei der Konversionskasse für 
deutsche . Auslandsschulden beziehungsweise bei 
der Golddiskontbank befunden l,1aben. Die neue 
Fassung, die der. Anhang demnach erhielt, ist 
diesem Bericht angeschlossen. 

An der Debatte im Ausschuß beteiligten sich 
die Abgeordneten Dr. G red I e r, Dr. Mi g 5 c h, 
G r u b hof e r und der Bundesminister für 
Finanien Dr. Kam i t z. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt auf 
Grund seiner Beratung den An t rag, der Na­
tionalrat wolle dem bei g e sc h I 0 5 sen e n 
G e set zen t wurf die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilen. 

Wien, am 7. Dezember 1953. 

Ferdinanda Flossmann, 
Obmann. 
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Bundesgesetz vom 
über die Bereinigung österreichischer Aus­
landstitel (Auslandstitel-Bereinigungsgesetz). 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

§ 1. (1) Auslandstitel im Sinne dieses Bundes­
gesetzes sind Schu1dverschreibungen der ün An­
hang dieses Bundesgesetzes angeführten Anleihen. 

(2) Auslandstitel, die vom Deutschen Reich, 
von der Reicbsbank, von der Konversionskasse 
für deutsche Aus1andsschulden, von der Deut­
schen Golddiskontbank oder für Rechnung 
dieser Körperschaf~en erworben worden sind, 
gelten als zu Tagungszwecken erworben und die 
Remte daraus ils erloschen, sofern dieses Bt,mdes­
gesetz nichts anderes hestimmt. 

§ 2. (1) Das Bundesministerium für Finanzen 
kann Auslandstitel, bei denen es die Voraus­
setzungen des § 1 Abs.2 für gegeben erachtet, 
verlautbaren; ebenso kann es Auslandstitel ver-· 
lautbaren, über die der Eigentümerinfolge einer 
im Inland nicht rechtswirksamen Maßnahme 
nicht verfügen kann. 

(2) Die Verlaut~anmggemäß Abs. 1 hat im 
"Amtsblatt zur Wiener Zeitung" bis zum 30. Juni 
1954 zu. erfolgen. 

(3) Besteht hinsichtlidl der nach Ahs. 1 ver­
laut~ar:ten Auslandstitel noch eine Leistungs­
pflicht .des Schuldners, so ,ist diese bis zur Ent­
scheidung über ejnen Feststellungsantrag nach 
§ 3 oder bis zum Ablauf der im § 3 vorgesehenen 
Frist gehemmt. 

(4) Durch Verordnung oder zwischenstaatliche 
Abkommen oder durch Vereinbarungen mit den 
Gläubigervertretungen der Begebungsländer kann 
bestimmt werden, daß ,die im Abs. 1 vorgesehene 
Verlautbarung fü,r Auslandstitel auch auf andere 
Weise als nach Abs. 2 erfolgt. 

§ 3. (1), Der Besitzer eines nach § 2 Abs. 1 
verlau~barten Auslands titels kann bis 31. De­
zemher 1954 beim Handelsgericht Wien die Fest­
stellung beantragen, daß die Rechte aus dem 
Auslandstitel nicht erloschen sind. An Stelle des 
Handelsgerichtes Wien kann auch ein Schieds-
gericht ve,reinbart wer,den. ' , 

(2) Der Feststellungsantrag kann noch inner­
halb weiterer zwei Jahre nach Ab~auf-der vor-

3 

genannten Frist' eingebracht werden, wenn der 
Besitzer durch ein unverschuldetes oder unüber­
windliches Hindernis an der früheren Antrag­
stellung gehindert war. ' . . 

(3) Wer infolge einer im Inland nicht rechts­
wirksamen Maßnahme über seinen Auslandstitel 
nicht verfügen kann, hat seine Anspruche binnen 
drei Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
unter Glaubhaftmachung des Sachverhaltes und 
unter Angabe der Merkmale, insbesondere der 
Stücknumme~, des Auslandstitels . dem Bundes­
ministerium für Finanzen, anzuzeig'en. Ent" 
schädigungsansprüche dieser Personen werden 
besonders geregelt. 

§ 4. (1) Bei Antragstellung ha~ der Besitzer den 
,Auslandstitel der zur Entscheidung über den 
Antrag berufenen Stelle (§ 3) vorzulegen und die 
gemäß § 5 erfoJ:1derIimen Nachweis~ zu erbringen. 
Die vorgelegten Schuldverschre~bungen siJld bis 
zur Entsmeidung über den Antrag in Verwah­
rung 'zu nehmen. Der Feststellungsantrag ist 
gegen den Schuldner zu richten. 

, (2) Durch Verordnung des BUlldesministeriums 
für Finanzen oder ,dur,ch zwischenstaatliche Ab­
kommen kann bestimmt werdell, daß der Auslands­
titelauch bei einer Kreditunternehmullg oder bei 
einer anderen geeigneten Stelle hinterlegt' werden 
kann. III dieser Verordnung ist Vorsorge zu 
treffen, daß die Urkunde nur mit Zustimmung 
der zur Entscheidung über den Antrag berufenen 
Stelle (§ 3) freigegeben wird. 

§ 5.· (1) Dem Antrag ist stattzugebell, wenn 
nachgewiesell wird, 

a) daß der Antragsteller das Eigentum an dem 
vorgelegteIl Auslalldstitel spätestens am 
1. Jänner 1945 oder in ununterbroche­
ner Reihe von einer Person, die am 
1. Jänner 1945 Eigentümer, war, reChts­
gültig erwol1benhat; diese Reihe gilt als 
unterbrochell, wenn beim Erwerb vom 

'Nichtberemtigten das Eigentum. auf gut­
gläubigen Erwerb gegründet wird oder 

b) daß sich der Auslandstitel am 1. Jänner 1945 
außerhalb ,des österreichi,smen Bundes­
g~bietes, außerhalb Danzigs, Memels, sowie 
außerhalb der Grenzen DeutSchlands nach 
dem Sta,nde vom 31. Dezember 1937 und 
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der von Deutschland am 1. Jänner 1945 in 
seine Verwaltung einbezogenen Teile 
Polens einschI.ießlich des sogenannten 
Generalgouvernements und der Tschecho­
slowakischen Republik einschließlim des 
sogenannten Protektorates Böhmen und 
Mähren befunden hat; der Nachweis ist 
nicht' erbracht, wenn der Ausli1:ndstitel 
durch eine im Inland nicht rechtswirksame 
Maßnahme entzogen worden ist. 

(2) Rechtsvorgänger haben auf Verlangen ihrer 
Rechtsnachfolger über die im Abs. 1 maßgeben­
den Tatsamen Auskunft zu erteilen, Beweis­
(Bescheinigungs)mittel auszufolgen. und, soweit 
als. möglich, auf Kosten der Rechtsnachfolger zu 
beschaffen. 

§ 9. Alle durm dieses Bundesgesetz verin­
laßten Schriften und Amtshandlungen sind von 
den bundesrechtlich geregelten Abgaben befreit. 

§ 10. Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jän­
ner 1954 in Kraft. Mit der Vollziehung dieses 
Bunde~ges'etzes ist das Bundesministerium für 
Finanzen im Einvernehmen mit .dem Bundes-. 
ministerium für Justiz, jedom hinsichtlich des 
§ 8 das Bundesministerium für Justiz im Ein­
vernehmen mit' dem Bundesministerium für 
Finanzen hetraut. 

Anhang. 
A. 

(3) Für den Nadlweis nach Abs.l gelten die 
Auslandstitel als im Inland belegen. Internationale Bundesanleihe der' Republik 

österreich von 1930/1957 (alle Tranchen). 
§ 6. . Ist ein Fest~tellungsantrag gemäß § 3 

nicht fristgerecht gestellt w01"den oder wurde 
dem Antrag nidlt stattgegeben, so s.ind die 
Rechte aus dem Auslandstitel erloschen. In der 
Verlautbarung (§ 2 Abs. 1) ist darauf hinzu-
weisen. 

(Austrian Government International Loan 'J. 

1930/1957 Sinking Fund Seven Pet Cent Bond; 
a11 tranmes.) 

Garantierte österreichisme Konversionsanleib~,-
1934/1959 (alle Tranmen). 

§ 7. Das Bundesministerium für Finanzen kann (Austrian Government Guara'nteed Conver-., 
die Aussteller verhalten, entweder die nach sion Loan, 1934~1959; all tranches.) . 
diesem Bundesgesetz bereinigten Auslandstitel (Emprunt de Conversion Garanti 1934-1959 
besonders zu kennzeidmen oder gegen neue ~ ~du Gouvernement·Autrichien;toutes les emis-
Schuldversdueibungen . umzutauschen oder den sions.) 
Besitzern von Auslandstiteln Zertifikate über die 
Bereinigung' auszustellen. österreichisme Credit-Anstalt-Regierungsschuld~ ... 

, verschreibung 1936. 
§ 8. (1) Das Handelsgerimt Wien verhandelt 

und entscheidet über Anträge gemäß § 3 in 
Senaten, die aus einem Vorsitzenden und zwei 
Beisitzern bestehen. Die Beisitzer werden vom 
Bundesministerium für Justiz auf Grund von 
V orsmlägen des Bundesm:i:nisteriums für Finan­
zen bestellt. Im übrigen gelten für. die Beisitzer 
die Bestimmungen über· die fachmännismen 
Laienrichter aus dem Handelsstand sinngemäß. 

(2) Das Handelsgericht Wien verlJandelt und 
entsmeidet im Verfahren außer Sti·eitsam.en mit 
folgenden Besonderheiten: 

a} die Verhandlungen sind öffentlim; 
b) die Vorschriften der ZPO. über den Beweis 

sind sinngemäß anzuwenden; . 
c) inwiefern der Antragsteller dem Antrags­

g,egner Kosten des Verfahrens zu ersetzen 
hat, bestimmt das Genmt nam den im 
§' 41 ZPO. aufgestellten Grundsätzen; 

d) gegen d.ie Entscheidung des Handels­
gerimtes Wien ist ein Remtsmittel ni mt 
zulässig. 

(3) Die Entsmeidungist dem Antragsteller und 
dem Antragsgegnerzuzustellen; die im Anleihe~ 
vertrag besteI.lten Treuhänder und Zahlungs­
stellen sind. durm übermittlung ein~r Ausferti­
gungzu verständigen. , 

B. 
Schuldverschreibungen der Länder, Gemeinden 

und öffentlich-rechtlichen Anstalten. 

6% ige Stadt Wien (Gold-) Obligationen der 
äußeren amortisablen Anleihe vom Jahre 
1927/1952 in US~Dollar. 
(City of ViennaExternal LO,3.n Sinking Fund 
60/0 [Gold] Bond, Due Npvember 1,1952:)' 

_ 80f0ige pfandversicherte (Gold-) Obligationen­
Anleihe' der Stadt Graz vom Jahre 1924/1954 
in US-Dollar. 
(Municipality of, Graz [Republic of Austria] 
Eight Per Cent. Mortgage Loan [Gold] Bond, 
Due November 1, 1954.) 

71/20f0ige Anleihe des Landes Niederösterreich 
vom Jahre 1925/1950 in US-Dollar. 
(Province of Lower Austria Secured Sinking· 
,Fund 71/2010 Bond, Due December 1, 1950.)-

40f0ige(früher 20f0ige) Anleihe der Bundeshaupt­
stadt Wien vom Jahre 1931/1971 in (Gold) sfrs; 
(Obligation 4% au Porteurde la Ville de 
Vienne' CapitaJe F6derale.) 
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41/aO/oige (früher 60f0ige) Anleihe des Landes Vor­
arlbergvom Jahre 1929/1937 fällig 1956 in 
sfrs (Gold und sfrs.) . 

40f0ige (früher 60f0ige) Anleihe der Stadt Bregenz 
vom Jahre 1929/1945 in sfrs. 

50f0ige (früher 60f0ige) pfandversicherte Anleihe 
der Stadt Dornbirn vom Jahre 1926/1948 
in sfrs. 

4°/oige (früher 71/aOfoige) Anleihe der Stadt Salz­
burg vom Jahre 1925/1955 in sfrs und Pfund 
Sterling, • 
(Emprunt 46/0 de la Ville de Salzbourg.) 

48/4% ige (früher 61/20f0ige) Kommunalschuldver­
schreibung der Tirolischen Landes-Hypothe­
kenanstalt vom Jahre 1931/1960 in sfrs. 

40f0iges Niederösterreichisches Investitionsaniehen 
für Landeseisenbahnzwecke vom Jahre 1911/ 
1986 in (Gold) ffrs. 

(Emprunt 40f0 Basse-Autriche pour le Deve­
loppement du Reseau de Chemins de Fer.) 

C. 

Sonstige Schuldverschreibungen. 

70f0ige Anleihe der österr. Alpine Montangesell­
schaft (und Radmeister-Kommunitat) vom 
Jahre 1925/1955 in (Gold) US-Dollar. 
(Alpine Montan Steel Corporation and Rad­
meister Community, 7% closed First Mort­
gage Thirty Year Sinking Fund (Gold) Bond, 
Due March 1, 1955.)' . 

5 

70f0ige Hypothekar-Anleihe der Tiroler Was­
serkraftwerke A. G. ("Tiwag") vom Jahre 
1927/1952 in US-Dollar. 

I ' 
(Tyrol Hydro-Electric Power Company 7% 
Guaranteed secured Mortgage Sinking Fund 
Bond, Due February 1, 1952.) 

6%ige Obligationen-Anleihe der Steirischen 
Wasserkraft- und Elektrizitäts-A. G. vom 
Jahre 1929/1954 in US(Gold)Dollar. 
(The Styrian Water Power and Elektricity 
Company Limited First Mortgage 60f0 (Gold) 
Bonds, Due June 1, 1954.) 

60f0ige Erste Hypothekaranleihe der Vorarlberger 
Illwerke A. G. vom Jahre 1929/1959 in 
Pfund Sterling. 
(Vorarlberger Illwerke 6% First Mortgage 
Loan 1929.) 

71/20f0ige Anleihe der "Elin" A. G. für elektrische 
Industrie vom Jahre 1929/1954 in Pfund 
Sterling. 
("Elin" Aktiengesellschaft für elektrische In­
dustrie, ':ienna 71/2% 25 year Sterling Loan.) 

50f0ige (früher 70f0ige) Hypothekaranleihe der 
A. E. G. Union Elektrizitäts-Gesellschaft in 
Wien vom Jahre 1926/1-951 in sfrs. 
(Emprunt 7% ,Hypothtkaire de la Societ6 
d'Electricite A. E. G. Union a Vienne de 
1926.) 

5 Ofoige Obligationenanleihe der· Vorarlberger 
Kraftwerke Aktiengesellschaft vom Jahre 1925/ 
1930 fällig 1956 in sfrs. 

61/20f0ige (Gold-) Anleihe der Newag, Nieder- 50f0ige Obligationenanleihe des Provinzialates 
österreichischen Elektrizitäts-Wirtschafts A. G. der Barmherzigen Brüder, Graz, in hfl. 
vom Jahre 1924/1944 in US-Dollar. 51/2Dfoige (früher 80f0ige) Obligationenanleihe der 
(Lower-Austri~~ J:!ydro-Elektric Power com-I Ge?ossenschaft de: Sch:vestern .vom Göttlichen 
pany "Newag SIX and one:"half per cent Heliand (Salvatonaner1Onen), 10 hfl. 
twenty year c10sed First Mortgage Sinking 50f0ige Obligationen anleihe der Kongregation der 
Fund [Gold] Bond, Due August 1, 1944.) Barmherzigen Schwestern vom h1. Kreuze, 

71/20f0ige Hypothekar-Anleihe der Tiroler Was- Linz, in hfl. 
s'erkraftwerke A. G. ("Tiwag") vom Jahre 70f0ige 20jähr. Obligationen der Kongregation 
1925/1955 in US-Dollar. der P;ltres Oblaten des Heil. Franziskus von 
(Tyrol HYdro-Electric Power Company 71120f0 Sales, österr. ·Provinz, in hfl. 
Thirty-Year closed First Mortgage Sinking 80f0ige Obligationen der beschuhten Karmeliten, 
Fund Bond, Due May 1, 1955.) I in hfl. 
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